
 
A. Gesamtwirtschaftliche Ausgangslage und finanzpolitische Konzeption 

 
1. Gesamtwirtschaftliche Entwicklung 

Die deutsche Wirtschaft befindet sich in einem lang anhaltenden Aufschwung, der sich auf 
eine breite binnen- und außenwirtschaftliche Basis stützt. Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
ist im Gesamtjahr 2017 um real + 2,2 % gestiegen. In der Frühjahrsprojektion der Bundes-
regierung werden für 2018 und 2019 BIP-Wachstumsraten von real 2,3 % und 2,1 % erwartet. 
Die Wirtschaftsdaten am aktuellen Rand weisen darauf hin, dass die Konjunkturentwicklung 
in ein ruhigeres Fahrwasser gekommen sein könnte. Dies spiegelt sich auch in den aktuell 
vorgelegten Sommerprognosen der Wirtschaftsforschungsinstitute und der Bundesbank wider 
(Prognosespektrum für 2018: 1,7 % bis 2,0 %). Die Bundesregierung wird turnusgemäß ihre 
Projektion im Herbst - auf einer dann breiteren Datenbasis - überprüfen. Bis dahin besteht, 
gerade vor dem Hintergrund der hohen Volatilität einiger Konjunkturdaten, mehr Klarheit 
über den Konjunkturverlauf in diesem Jahr. 
 
Das Wachstum wird weiter hauptsächlich von der Binnenwirtschaft getragen. Die Ausrüs-
tungsinvestitionen entwickeln sich kräftig. Auch am Arbeitsmarkt setzt sich die positive 
Entwicklung fort. Die deutsche Exportwirtschaft profitiert von der guten weltwirtschaftlichen 
Entwicklung. Für eine Fortsetzung des Aufschwungs sprechen günstige wirtschaftliche Fun-
damentaldaten: niedrige Zinsen, gute Absatzperspektiven im In- und Ausland, Lohnsteiger-
ungen und Beschäftigungsexpansion sowie ein hohes Maß an Preisniveaustabilität. 
 
Die mittelfristigen Rahmenbedingungen für mehr Wachstum und Beschäftigung bleiben bei 
Preisstabilität günstig. Von 2019 bis 2022 dürfte das reale BIP um durchschnittlich 1,4 % p. a. 
zunehmen. Das Produktionspotenzial wird im Zeitraum 2019 bis 2022 voraussichtlich jährlich 
um durchschnittlich 1 3/4 % ausgeweitet. Die Lücke zwischen gesamtwirtschaftlicher Nach-
frage - gemessen am BIP - und Produktionspotenzial wird im Zeitraum bis 2021 leicht positiv 
sein und kontinuierlich abnehmen. Annahmegemäß wird diese Produktionslücke im Jahr 2022 
geschlossen sein, d. h. die deutsche Wirtschaft wird sich dann in einer konjunkturellen Nor-
mallage befinden. Die positive Entwicklung bei der Erwerbstätigkeit dürfte sich fortsetzen, 
wenngleich die Dynamik abnimmt. Die Zahl der Erwerbstätigen dürfte bis 2022 auf etwa 
45,5 Mio. Personen steigen. Zudem erwartet die Bundesregierung einen Rückgang der 
Arbeitslosigkeit, bis 2022 voraussichtlich auf ein Niveau von rund 2,2 Mio. Personen. 
 
Risiken liegen im außenwirtschaftlichen Umfeld: Wirtschafts- und Handelspolitik der US-
Regierung, eine Verschärfung der geopolitischen Konflikte, ein abrupter Anstieg des Rohöl-
preises und des Wechselkurses des Euro sowie Unsicherheit über die Folgen des beabsichtig-
ten Austritts Großbritanniens aus der EU. Chancen ergeben sich vor allem auf der binnenwirt-
schaftlichen Seite: schnellere als erwartete Verbesserung der Absatzperspektiven der Unter-
nehmen sowie kräftigere Wachstumsimpulse der prioritären Maßnahmen des Koalitionsver-
trages. 
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1.3 Situation der Sozialversicherungen 

Die Sozialversicherungen profitieren insgesamt weiterhin von einer positiven Einnahmeent-
wicklung. Sie verzeichneten im Jahr 2017 einen finanzstatistischen Finanzierungsüberschuss 
in Höhe von 8,4 Mrd. €. 
 
Gegenüber dem Vorjahr entwickelten sich im Jahr 2017 die Einnahmen im Bereich der All-
gemeinen Rentenversicherung dynamischer als die Ausgaben. Der Beitragssatz in der Allge-
meinen Rentenversicherung wurde zu Beginn des Jahres 2018 um 0,1 Prozentpunkte auf 
18,6 % gesenkt, da andernfalls die Nachhaltigkeitsrücklage die gesetzlich festgeschriebene 
Obergrenze von 1,5 Monatsausgaben überschritten hätte. Für den Regierungsentwurf zum 
Bundeshaushalt 2019 wird ein unveränderter Beitragssatz von 18,6 % zugrunde gelegt. 
Auch die Bundesagentur für Arbeit (BA) ist finanziell stabil aufgestellt. Der Beitragssatz zur 
Arbeitslosenversicherung beträgt derzeit 3,0 %. Die allgemeine Rücklage der BA belief sich 
Ende 2017 auf rund 17,25 Mrd. €. Zum Ende des Jahres 2018 wird sich diese auf voraussicht-
lich rund 22,55 Mrd. € weiter aufbauen. Die derzeit gute wirtschaftliche Entwicklung am 
Arbeitsmarkt bietet die Möglichkeit, den Beitrag zur Arbeitslosenversicherung um 0,3 Pro-
zentpunkte zu senken. 
 
Die gesetzlichen Krankenkassen verfügten nach den vorläufigen Finanzergebnissen zum Ende 
des Jahres 2017 insgesamt über Finanzreserven in Höhe von rund 19,2 Mrd. €. Die liquiden 
Mittel des Gesundheitsfonds beliefen sich zum Stichtag 15. Januar 2018 auf 9,1 Mrd. €. Seit 
dem Jahr 2015 beträgt der allgemeine und paritätisch finanzierte Beitragssatz zur Gesetzli-
chen Krankenversicherung (GKV) 14,6 %. Der vom Bundesministerium für Gesundheit 
(BMG) auf Grundlage der Ergebnisse des GKV-Schätzerkreises für das Jahr 2018 festlegte 
durchschnittliche Zusatzbeitragssatz beträgt 1,0 %. Es ist beabsichtigt, dass der Zusatzbeitrag 
ab dem Jahr 2019 ebenfalls paritätisch finanziert wird. Damit werden die gesetzlich Kranken-
versicherten entlastet. 
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Mit dem Regierungsentwurf für den Bundeshaushalt 2019 und dem Finanzplan bis zum Jahr 
2022 wird der Kurs einer soliden, auf Wachstum und sozialen Ausgleich gerichteten Haus-
halts- und Finanzpolitik, die gezielt in die Zukunft investiert, fortgeführt. Investitionen in die 
Verkehrsinfrastruktur, in Bildung, Kinderbetreuung, Wohnen und Digitalisierung stehen dabei 
im Mittelpunkt. 
 
So belaufen sich die Investitionsausgaben in haushalterischer Abgrenzung in den Jahren 2019 
bis 2022 auf insgesamt 151,6 Mrd. € (jährlich 37,9 Mrd. €). Das sind insgesamt 15,8 Mrd. € 
mehr als im bisherigen Finanzplan (2022 überrollt) vorgesehen. Schwerpunkte sind hier die 
Verkehrsinfrastruktur, die Förderung des sozialen Wohnungsbaus und das Baukindergeld. Die 
ab dem Jahr 2020 wegfallenden, bisher investiv veranschlagten Entflechtungsmittel (die die 
Länder nun über Umsatzsteueranteile erhalten), werden weitgehend durch zusätzliche Eigen-
investitionen des Bundes ersetzt. 
 
 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Daneben sind Vorsorgen für weitere Ausgaben veranschlagt, die bei endgültiger Etatreife 
ebenfalls investiv wirken werden. Dazu gehört die prioritäre Maßnahme „Ganztagsschule/ 
Ganztagsbetreuung“ im Koalitionsvertrag, für die im Einzelplan 60 eine Vorsorge in Höhe 
von 2 Mrd. € veranschlagt ist. Die Entscheidungen zur konkreten Ausgestaltung stehen noch 
aus. 
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nomischen Sinne investive Wirkungen entfalten und die Leistungsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft stärken, z. B. in den Bereichen Bildung, Wissenschaft und Forschung sowie bei 
der Integration von Flüchtlingen. 
 
So belaufen sich die Bildung- und Forschungsausgaben in den Jahren 2019 bis 2022 auf ins-
gesamt 95,0 Mrd. €, davon 23,7 Mrd. € im Jahr 2019. Das sind insgesamt 4,2 Mrd. € mehr 
als im bisherigen Finanzplan vorgesehen. Ein Teil dieser Ausgaben ist im Rahmen haushalt-
erischer Abgrenzungen zugleich auch den Investitionen zugeordnet. 
 
Darüber hinaus sind im Bundeshaushalt Vorsorgen für weitere Bildungsausgaben veran-
schlagt, z. B.: 
 

• Für die prioritäre Maßnahme aus dem Koalitionsvertrag „Kita (Gebühren und Quali-
tät)“ ist eine Vorsorge im Einzelplan 60 in Höhe von insgesamt 3,5 Mrd. € für die 
Jahre 2019 bis 2021 getroffen, davon 0,5 Mrd. € im Jahr 2019. 

• Im Einzelplan des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat (BMI) stehen 
für Integrationskurse nach der Integrationskursverordnung im Jahr 2019 rund 
668 Mio. € und den Folgejahren jeweils rund 559 Mio. € zur Verfügung. 

• Für berufsbezogene Deutschsprachförderung durch das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) werden im Einzelplan des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales (BMAS) jährlich 470 Mio. € bereitgestellt. 

• Der Bund erstattet den Kommunen die Ausgaben für Bildungs- und Teilhabeleistun-
gen für bedürftige Kinder über eine erhöhte Beteiligung an den Kosten für Unterkunft 
und Heizung nach dem SGB II. Hierfür sind im Einzelplan des BMAS in den Jahren 
2019 bis 2022 rund 0,6 Mrd. € p. a. veranschlagt. 

 
1.5 Weitere haushaltspolitische Schwerpunkte 

Der Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 2019 und der Finanzplan bis 2022 bilden 
die maßgeblichen finanzwirksamen Vorhaben der Bundesregierung, die als prioritäre 
Maßnahmen in den Koalitionsvertrag eingeflossen sind, vollständig ab. Gegenüber den 
Haushaltseckwerten vom Mai 2018 sind für die Bereiche Kindergeld/Kinderfreibetrag, 
Baukindergeld/AfA sowie für die Ländlichen Räume Konkretisierungen vorgenommen 
worden, deren Auswirkungen im Haushalt entsprechend berücksichtigt sind.  
 
Darüber hinaus werden die Ausgaben für Verteidigung, Entwicklungszusammenarbeit sowie 
für Krisenprävention und humanitäre Hilfe gegenüber den Haushaltseckwerten vom Mai 2018 
im Finanzplanzeitraum zusätzlich angehoben: der Einzelplan des BMVg um 550 Mio. €, der 
Einzelplan des Auswärtiges Amtes (AA) um 125 Mio. € und der Einzelplan des Bundesmi-
nisteriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) um 425 Mio. €. 
Ergänzend erhält das BMVg die grundsätzliche Möglichkeit, eine Rücklage aus Minderaus-
gaben bei den Titeln des Kapitels 1405 bis zur Höhe von 500 Mio. € p. a. zu bilden, um so  
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zu gewährleisten. 
 
Zukünftige finanzielle Haushaltsspielräume werden entsprechend der Koalitionsvereinbarung 
auch dazu genutzt, die Verteidigungsausgaben sowie die Mittel für Krisenprävention, huma-
nitäre Hilfe und Entwicklungszusammenarbeit weiter zu erhöhen. 
 
Mit Blick auf die absehbaren demografiebedingten Herausforderungen sieht der Finanzplan 
ab dem Jahr 2021 eine jährliche Zuführung in Höhe von 2 Mrd. € an eine Rücklage „Demo-
grafievorsorge Rente“ im Einzelplan des BMAS vor. Ergänzend erhöht der Bund im Jahr 
2022 seinen Zuschuss an die Gesetzliche Rentenversicherung um 0,5 Mrd. €. Mit diesen 
Maßnahmen zur Stabilisierung des Beitragssatzes werden Generationengerechtigkeit und 
finanzielle Tragfähigkeit der gesetzlichen Rentenversicherung weiter gestärkt. 
 

2. Wesentliche Politikbereiche 

 
   2.1 Bildung und Forschung 

Die Zukunftsbereiche Bildung, Wissenschaft und Forschung genießen weiterhin hohe Priori-
tät. Im Etat des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) sind im Haushalts-
jahr 2019 Ausgaben in Höhe von rund 18,1 Mrd. € vorgesehen. 
 
Gegenüber der bisherigen Finanzplanung werden zusätzlich rund 166 Mio. € für Maßnahmen 
im Bereich Forschung und Entwicklung zum schrittweisen Erreichen des 3,5 %-Ziels zur Ver-
fügung gestellt. Für die Reform des BAföG sind 111 Mio. € im Jahr 2019 eingeplant, die im 
Jahr 2020 auf 444 Mio. € und ab dem Jahr 2021 auf 445 Mio. € anwachsen. Im Jahr 2020 
stehen für Verbesserungen bei der Aufstiegsfortbildung 150 Mio. €, ab dem Jahr 2021 jährlich 
200 Mio. € bereit. Der Hochschulpakt wird nach 2020 fortgesetzt und dafür mit entsprechen-
den Mitteln unterlegt. 
 
Für das Programm „Ganztagsschule/Ganztagsbetreuung“ und den Digitalpakt Schulen ist 
Vorsorge getroffen. Damit sind alle prioritären Maßnahmen für Investitionen in die Zukunft 
aus dem Koalitionsvertrag umgesetzt. 
 
Die Ausgaben für die Deutsche Forschungsgemeinschaft, die Max-Planck-Gesellschaft, 
die Mitgliedseinrichtungen der Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz, 
die Fraunhofer-Gesellschaft und die Zentren der Helmholtz-Gemeinschaft werden gegenüber 
dem Vorjahr durch den Pakt für Forschung und Innovation erneut um 3 % erhöht; diese Stei-
gerung finanziert der Bund allein. 
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Der Einzelplan des BMI weist im Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 2019 Ausgaben in 
Höhe von rund 15,1 Mrd. € auf. Dies bedeutet eine Steigerung um rund 5,9 Mrd. € gegenüber 
der im bisherigen Finanzplan für das Jahr 2019 vorgesehenen Planung. Dieser Aufwuchs ist 
insbesondere auf die Eingliederung des Teilbereiches Bau (aus dem Einzelplan des seinerzei-
tigen BMUB) und zusätzliche Mittel für die Innere Sicherheit zurückzuführen. 
 
Auf den Bereich der Inneren Sicherheit entfallen insgesamt rund 5,423 Mrd. €. Darin enthal-
ten sind auch Personalmittel für die erste Tranche der im Koalitionsvertrag vereinbarten 
7.500 zusätzlichen Stellen für Sicherheitsbehörden des Bundes. Finanzielle Schwerpunkte 
im Bereich der Inneren Sicherheit sind die Ausgaben für die Bundespolizei mit rund 
3,576 Mrd. € und für das Bundeskriminalamt mit rund 732 Mio. €. 
 
Der Regierungsentwurf 2019 sieht im Einzelplan des BMI für Integration und Migration 
(inklusive der Ausgaben für das BAMF), Minderheiten und Vertriebene rund 1.839 Mio. € 
sowie für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe rund 365 Mio. € vor. Die Sportförde-
rung des BMI ist mit rund 199 Mio. € dotiert. Für die Finanzierung der politischen Stiftungen 
stehen rund 121 Mio. € bereit. 
 
Im Bereich Bauen, Wohnen und Stadtentwicklung werden die Länder im Jahr 2019 erneut mit 
Kompensationsmitteln in Höhe von rund 1,5 Mrd. € unterstützt. Das sind 0,5 Mrd. € mehr als 
im bisherigen Finanzplan vorgesehen. Für die gemäß Koalitionsvertrag prioritäre Maßnahme 
„Sozialer Wohnungsbau“ sind in den Jahren 2020 und 2021 jeweils 1 Mrd. € berücksichtigt. 
Des Weiteren sind im Jahr 2019 für die Städtebauförderung Programmmittel in Höhe von 
790 Mio. € auf dem Niveau 2018 vorgesehen.  
 
Mit der Einführung eines Baukindergeldes als Teil der prioritären Maßnahmen des Koali- 
tionsvertrags wird der erstmalige Erwerb selbstgenutzten Wohneigentums (Neubau oder 
Bestandsimmobilie) kindergeldberechtigter Familien gefördert. Pro Kind und Jahr finanziert 
der Bund 1.200 € über einen Zeitraum von 10 Jahren. Berücksichtigt werden Kinder, die 
zum Zeitpunkt der Antragstellung jünger als 18 Jahre alt sind. Voraussetzung ist, dass das 
zu versteuernde Haushaltsjahreseinkommen bei Familien mit einem Kind 90.000 € nicht 
übersteigt. Pro weiterem Kind erhöht sich dieser Betrag um 15.000 €. Für diese Maßnahme 
sind 570 Mio. € im Jahr 2019 eingeplant, die auf 990 Mio. € im Jahr 2022 anwachsen. Für 
Zuschüsse zu Investitionen im Rahmen des Programms „Kriminalprävention durch Einbruch-
sicherung“ werden in den Jahren 2019 bis 2022 jährlich 50 Mio. € gegenüber dem bisherigen 
Finanzplan zusätzlich zur Verfügung gestellt. 
 

2.3 Verteidigung  

Die für den Verteidigungshaushalt vorgesehenen Ausgaben im Regierungsentwurf zum Haus-
halt 2019 liegen bei 42,9 Mrd. € und damit rund 4 Mrd. € über dem Verteidigungshaushalt  
 



 

Seite 10 2018 mit 38,9 Mrd. € (mit Personalverstärkungsmittel). Durch den Anstieg wird dem aktuel-
len Bedarf im Jahr 2019 insbesondere in der Materialerhaltung, in der Rüstungsbeschaffung 
sowie für den Betrieb der Bundeswehr weitgehend Rechnung getragen. Die Mittelansätze für 
die Auslandseinsätze der Bundeswehr werden auf hohem Niveau fortgeschrieben. Vor dem 
Hintergrund der getroffenen NATO-Beschlüsse wird damit insgesamt ein weiterer deutlicher 
Schritt innerhalb des NATO-Zielkorridors vollzogen. 
 

2.4 Internationale Zusammenarbeit 

Die direkten deutschen Aufwendungen für ODA (Official Development Assistance/Öffent-
liche Entwicklungszusammenarbeit) werden im Regierungsentwurf 2019 gegenüber dem 
zweiten Regierungsentwurf 2018 erneut gesteigert. Den Hauptbeitrag zu den direkten 
staatlichen Aufwendungen für ODA leistet das BMZ insbesondere zusammen mit dem 
AA und dem BMU. Daneben tragen unter anderem auch die Bundesländer und Kommunen 
zu den offiziellen deutschen Entwicklungsleistungen bei. 
 
Der Etat des BMZ, der fast vollständig ODA-anrechenbar ist, steigt auf rund 9,7 Mrd. €. Dies 
entspricht einem Aufwuchs von rund 1 Mrd. € gegenüber bisherigem Finanzplan. Die Ausga-
ben für die Humanitäre Hilfe und Krisenprävention des AA steigen gegenüber bisherigem 
Finanzplan um 500 Mio. €. Die Ausgaben des AA für die Auswärtige Kultur- und Bildungs-
politik werden im Jahr 2019 gegenüber dem geltenden Finanzplan um über 82 Mio. € auf 
rund 960 Mio. € steigen. Insgesamt wird der Einzelplan des AA mit rund 2,9 Mrd. € zur 
deutschen ODA-Leistung beitragen. 
 
Insgesamt hat Deutschland im Jahr 2017 nach vorläufigen Schätzungen der OECD insgesamt 
rund 24,7 Mrd. US-$ an öffentlichen Mitteln für die Entwicklungszusammenarbeit aufgewen-
det und damit eine ODA-Quote von rund 0,66 % des Bruttonationaleinkommens erreicht 
(0,50 % ohne Inlandsflüchtlingskosten). In absoluten Werten lag Deutschland 2017 hinter 
den USA (rund 35,3 Mrd. US-$), noch vor Großbritannien (rund 17,9 Mrd. US-$) an zweiter 
Stelle der Gebernationen. 
 
Deutschland berücksichtigt bei der Berechnung der ODA-Quote die Aufwendungen im Inland 
für Flüchtlinge aus Entwicklungsländern für den Unterhalt, die Versorgung, medizinische 
Leistungen und Leistungen für (Grund-)Bildung. Diese Aufwendungen betrugen nach den 
vorläufigen Angaben der OECD nur noch 16 Basispunkte der deutschen ODA-Quote im Jahr 
2017, was u. a. auf die zurückgehende Zahl an Flüchtlingen zurückzuführen ist (Umfang 
2016: 19 Basispunkte). 
 

2.5 Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 

Für den Einzelplan des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
(BMU) sind im Jahr 2019 insgesamt rund 2,267 Mrd. € vorgesehen. Dies entspricht einem 
Anstieg von rund 400 Mio. € gegenüber dem bereinigten Finanzplan. 
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dar. Hierfür werden die Mittel in den kommenden Jahren erhöht (2019: + 20 Mio. €, 2020: 
+ 30 Mio. € und 2021: + 50 Mio. €). Im Jahr 2019 stehen damit rund 457 Mio. € zur Verfü-
gung. Dem Finanzbedarf für die internationale Klimafinanzierung wird damit auf erhöhtem 
Niveau Rechnung getragen. Damit können Maßnahmen in erheblichem Umfang zur Minde-
rung von Treibhausgasemissionen und zur Anpassung an den Klimawandel in Entwicklungs-
ländern finanziert werden. 
 
Auf nationaler Ebene werden in einem „Wildnisfonds“ 2019 bis 2022 jährlich 10 Mio. € zur 
Verfügung gestellt, um die Länder bei der Umsetzung des Zwei-Prozent-Ziels Wildnis zu 
unterstützen. 
 
Der Bund trägt die Verantwortung für die Finanzierung und Durchführung der Zwischen- und 
Endlagerung sowie das Standortauswahlverfahren. Hierfür sind im Jahr 2019 insgesamt rund 
1,034 Mrd. € (344 Mio. € mehr als im bisherigen Finanzplan) vorgesehen, die im Wesentli-
chen über den Fonds zur Finanzierung der kerntechnischen Entsorgung refinanziert werden. 
 

2.6 Wirtschafts- und Energiepolitik 

Der Etat des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWi) steigt im Jahr 2019 
gegenüber dem Finanzplan um mehr als 300 Mio. € an und wird damit insgesamt rund 
8,1 Mrd. € betragen. 
 
Darin enthalten sind insbesondere zusätzliche Mittel für die Förderung von Forschung und 
Entwicklung in Höhe von rund 130 Mio. €. Für Afrika-Initiativen des Ressorts werden über 
die im Rahmen der Außenwirtschaftsförderung zur Verfügung stehenden Mittel hinaus wei-
tere 30 Mio. € bereitgestellt. Ebenfalls 30 Mio. € zusätzlich fließen in Maßnahmen im Bereich 
der Digitalisierung. Hier steht die Verstärkung von Ausgaben für digitale Zwecke in der Mit-
telstandsförderung im Vordergrund. Die Ausgaben zur Förderung von Maßnahmen zur CO2-
Gebäudesanierung werden ebenfalls erneut angehoben. 
 

2.7 Verkehr und Digitale Infrastruktur 

Die „klassischen“ Verkehrsinvestitionen werden auf hohem Niveau fortgeführt und im 
Finanzplanzeitraum von rund 14,1 Mrd. € im Jahr 2018 auf über 15 Mrd. € im Jahr 2022 
gesteigert. Der größte Teil der Verkehrsinvestitionen kommt den Bundesfernstraßen und den 
Bundesschienenwegen zugute. 
 
Zum 1. Juli 2018 wird die Lkw-Maut auf das gesamte Bundesfernstraßennetz ausgeweitet. 
Die Anpassung der Mautsätze auf der Basis des neuen Wegekostengutachtens 2018 bis 2022 
soll zum 1. Januar 2019 erfolgen. Die dadurch erwarteten Mehreinnahmen von rund 1 Mrd. € 
jährlich sind im Haushalt und in der Finanzplanung berücksichtigt und stehen für Investitio-
nen in die Bundesfernstraßen zur Verfügung. Die Einnahmen aus dem Abschluss der 
Schiedsgerichtsverfahren mit den Toll Collect-Unternehmen werden, sofern sie nicht dem  
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Errichtung des Fernstraßen-Bundesamtes im Jahr 2018 ist Bestandteil der zwischen Bund 
und Ländern einvernehmlich beschlossenen Neuordnung der Bundesfernstraßenverwaltung. 
 
Zur Stärkung des Schienengüterverkehrs ist eine Kostenentlastung der Eisenbahnverkehrs-
unternehmen von den Trassenpreisen in Höhe von 350 Mio. € p. a. vorgesehen. Eine Evalu-
ierung dieser Förderung wird im Jahr 2021 durchgeführt. 
 
Als prioritäre Maßnahme des Koalitionsvertrags sollen die Mittel für das Bundesprogramm 
nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) für die Verbesserung der Ver-
kehrswege des kommunalen ÖPNV in zwei Schritten (Jahre 2020 und 2021) von jährlich 
bisher 332,6 Mio. € auf jährlich 1 Mrd. € erhöht werden. 
 
Für das „Sofortprogramm Saubere Luft 2017-2020“ zur Reduzierung der durch Dieselfahr-
zeuge verursachten Stickstoffdioxid-Emissionen wird für die Jahre 2018 bis 2022 insgesamt 
1 Mrd. € bereitgestellt (einschließlich 250 Mio. € Beteiligung der deutschen Autohersteller). 
Davon werden jeweils 500 Mio. € für Fördermaßnahmen zur „Digitalisierung kommunaler 
Verkehrssysteme“ im Einzelplan des BMVI und für die weiteren Maßnahmen des Sofort-
programms im Energie- und Klimafonds etatisiert. Zusätzlich werden Mittel für ergänzende 
Modellvorhaben der ausgewählten fünf Modellstädte „Saubere Luft“ (Bonn, Essen, Herren-
berg, Mannheim, Reutlingen) bereitgestellt. 
 

2.8 Soziale Sicherung im Alter sowie Gesundheit und Pflege 

Im Haushaltsjahr 2019 leistet der Bund rund 98,1 Mrd. € an die Rentenversicherung. Dies 
entspricht einem Aufwuchs um rund 1,3 % bzw. 1,3 Mrd. € gegenüber dem bisherigen 
Finanzplan. Die Ansätze bilden die Ergebnisse der Renten- und Steuerschätzung vom April 
bzw. Mai 2018 ab und legen für das Jahr 2019 einen fortgeltenden Beitragssatz von 18,6 % 
in der allgemeinen Rentenversicherung zugrunde. Die Leistungen an die Rentenversicherung 
stellen den größten Ausgabenbereich im Bundeshaushalt dar. 
 
Für die Erstattung der Nettoausgaben der Länder für die Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung durch den Bund sind 7,1 Mrd. € veranschlagt; das sind 0,7 Mrd. € weniger 
als im bisherigen Finanzplan. Aufgrund der Ausgabenentwicklung in den letzten Jahren ist die 
Steigerungsrate moderat nach unten angepasst worden. 
 
Der Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 2019 enthält im Einzelplan des BMG Ausgaben 
in Höhe von insgesamt rund 15,3 Mrd. €. Der Bundeszuschuss zur pauschalen Abgeltung der 
Aufwendungen der gesetzlichen Krankenkassen für versicherungsfremde Leistungen bildet 
den Ausgabenschwerpunkt. Er wurde ab dem Jahr 2017 auf jährlich 14,5 Mrd. € festgeschrie-
ben. 
 
Der Haushaltsansatz für die Förderung der freiwilligen privaten Pflegevorsorge im Jahr 2019 
beträgt 55 Mio. €. 
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Für die Leistungen zur Eingliederung in Arbeit werden im Haushaltsjahr 2019 zusätzlich 
0,9 Mrd. € gegenüber dem bisherigen Finanzplan als Teil der prioritären Maßnahmen des 
Koalitionsvertrags veranschlagt. Mit den zusätzlichen Mitteln sollen die Qualifizierung, Ver-
mittlung und Reintegration von Langzeitarbeitslosen mit einem ganzheitlichen Ansatz voran-
getrieben und Teilhabe am Arbeitsmarkt sowohl auf dem allgemeinen als auch auf dem sozi-
alen Arbeitsmarkt ermöglicht werden. Außerdem können künftig Ausgabereste in Höhe von 
bis zu 0,4 Mrd. € (bisher 0,35 Mrd. €) zulasten aller Einzelpläne in Anspruch genommen wer-
den. 
 
Der Verwaltungskostentitel für die Durchführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
wird um über 0,5 Mrd. € (einschließlich einer Umschichtung von 0,2 Mrd. € aus dem Einglie-
derungstitel) auf 5,1 Mrd. € aufgestockt. Damit wird zum einen der zunehmenden Nutzung 
der Deckungsfähigkeit zu Gunsten des Verwaltungskostentitels in den vergangenen Jahren 
Rechnung getragen. Zum anderen werden die höheren Personalkosten in den Jobcentern 
infolge des Tarifabschlusses bei Bund und Kommunen vom April 2018 entsprechend der 
Beteiligung des Bundes an den Verwaltungskosten berücksichtigt. Insgesamt wird das 
Gesamtbudget damit im Jahr 2019 um 1,2 Mrd. € auf über 10 Mrd. € aufgestockt. Nach 
wie vor bleibt es in dezentraler Verantwortung der Jobcenter zu entscheiden, ob eher eine 
maßnahmenorientierte Eingliederungsstrategie oder eher eine intensive Betreuung durch 
die Beschäftigten des Jobcenters dem Ziel der Vermittlung in den Arbeitsmarkt vor Ort 
dienlicher erscheint. 
 
Im Vergleich zum bisherigen Finanzplan werden die passiven Leistungen nach dem SGB II 
(Arbeitslosengeld II und Beteiligung des Bundes an den Kosten der Unterkunft und Heizung 
- KdU) im Jahr 2019 um 2,5 Mrd. € auf 26,1 Mrd. € abgesenkt. Der Minderbedarf ist in den 
günstigeren Annahmen der Frühjahrsprognose 2018 der Bundesregierung zur Arbeitsmarkt-
entwicklung im Vergleich zur Frühjahrsprognose 2017 begründet. Dem stehen allerdings auch 
kostensteigernde Faktoren bei den Ausgaben der monatlichen KdU je Bedarfsgemeinschaft 
und bei der Entlastung der Kommunen von Bildungs- und Teilhabeleistungen gegenüber. 
 

2.10 Familienpolitik 

Die Bundesregierung erhöht erneut in sehr bedeutendem Umfang die familienpolitischen 
Leistungen. Damit steigt der Ressortansatz des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMFSFJ) auf 10,3 Mrd. € im Jahr 2019 an (+ rund 8,5 % gegenüber 
dem bisherigen Finanzplan). Der größte Anteil des Anstiegs gegenüber dem bisherigen Fin-
anzplan entfällt dabei auf das Elterngeld (260 Mio. €; 2020 bis 2022 insgesamt 1,28 Mrd. €), 
die Ausgaben nach dem Unterhaltsvorschussgesetz (200 Mio. €) sowie den Kinderzuschlag 
(200 Mio. €). Das Elterngeld stellt mit einem Ansatz von 6,86 Mrd. € im Jahr 2019 weiterhin 
die wichtigste gesetzliche Leistung im Einzelplan des BMFSFJ dar. 
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Finanzplan um rund 159 Mio. €. Es stehen damit insgesamt rund 1,5 Mrd. € für vielfältige 
Programme zur Verfügung, etwa die Fachkräfteoffensive zur Steigerung der Attraktivität des 
Berufes von Erzieherinnen und Erziehern (2019: 30 Mio. €) oder das neue Bundesprogramm 
zur Unterstützung von Frauen und ihren Kindern gegen Gewalt (2019: 5,1 Mio. €). Zudem 
wird der Ansatz für Maßnahmen zur Stärkung des zivilgesellschaftlichen Engagements um 
42,5 Mio. € auf 55,2 Mio. € im Jahr 2019 erhöht. Damit soll u. a. eine Engagementstiftung 
errichtet werden. 
 
Für die prioritäre Maßnahme aus dem Koalitionsvertrag „Kita (Gebühren und Qualität)“ hat 
die Bundesregierung Vorsorge im Einzelplan 60 in Höhe von insgesamt 3,5 Mrd. € für die 
Jahre 2019 bis 2021 getroffen. Diese Mittel sollen zur Entlastung der Länder für die bundes-
weite Weiterentwicklung der Qualität in der Kinderbetreuung bereitgestellt werden, im Jahr 
2019 insgesamt 500 Mio. €. Vorsorge im Einzelplan 60 wurde auch für die prioritäre Maß-
nahme der „Ganztagsschule/Ganztagsbetreuung Hort“ bis 2021 in Höhe von insgesamt 
2 Mrd. € getroffen. Über eine konkrete Verteilung der Mittel zwischen den fachlich zuständi-
gen Ressorts BMFSFJ und BMBF wird noch entschieden. Für die Bekämpfung der Kinder-
armut wird 1 Mrd. € für den Kinderzuschlag, verteilt auf die Jahre 2019 bis 2021, im Einzel-
plan des BMFSFJ veranschlagt, für 2019 sind davon 200 Mio. € berücksichtigt. Auch hier 
stehen noch Entscheidungen zur konkreten Ausgestaltung aus. 
 

2.11 Ernährung und Landwirtschaft 

Der Regierungsentwurf 2019 sieht für den Haushalt des Bundesministeriums für Ernährung 
und Landwirtschaft (BMEL) Ausgaben in Höhe von rund 6,2 Mrd. € vor. 
 
Die Förderung des eigenständigen agrarsozialen Sicherungssystems bildet weiterhin den 
Schwerpunkt im Einzelplan. Zur sozialen Flankierung des Strukturwandels in der Landwirt-
schaft stellt der Bund im Jahr 2019 insgesamt rund 4,0 Mrd. € zur Verfügung. Darin enthalten 
sind 178 Mio. € Bundeszuschuss zur landwirtschaftlichen Unfallversicherung, der die land-
wirtschaftlichen Betriebe spürbar entlastet. 
Die Bedeutung der ländlichen Räume zeigt sich in der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK) und insbesondere im neuen Sonderrah-
menplan „Ländliche Entwicklung“; sie werden insgesamt mit gut 895 Mio. € ausgestattet. 
Zusammen mit dem Bundesprogramm Ländliche Entwicklung (BULE), für das im Jahr 2019 
70 Mio. € vorgesehen sind, werden damit wichtige Impulse gesetzt, die ländlichen Regionen 
zu fördern und zu stärken. 
 
Die Mittel für Nachhaltigkeit, Forschung und Innovation werden gegenüber dem Jahr 2018  
erneut aufgestockt und ermöglichen den Ausbau neuer Schwerpunkte wie das Bundespro-
gramm Nutztierhaltung, die Ackerbaustrategie und die Digitalisierung der Landwirtschaft. 
Darüber hinaus werden die Entwicklung und Markteinführung eines Tierwohllabels, der 
ökologische Landbau und der Ausbau der Ernährungskompetenz stärker gefördert. 
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3. Einnahmen 

 
3.1 Steuereinnahmen 

Die im Regierungsentwurf 2019 und im Finanzplan bis 2022 eingestellten Steuereinnahmen 
basieren auf den Ergebnissen der Steuerschätzung vom Mai 2018, der die gesamtwirtschaftli-
chen Eckwerte der Frühjahrsprojektion der Bundesregierung zugrunde liegen. 
 
Basierend auf den gesamtwirtschaftlichen Eckwerten und auf der Grundlage des geltenden 
Steuerrechts wird im gesamten Schätzzeitraum, ausgehend vom letzten Ist-Jahr 2017, bis zum 
Jahr 2022 ein Zuwachs der Steuereinnahmen insgesamt um 23,3 % erwartet. Der Arbeitskreis 
„Steuerschätzungen“ prognostiziert für das Jahr 2018 Steuereinnahmen in Höhe von insge-
samt 772,1 Mrd. €, davon entfallen auf den Bund 321,3 Mrd. €. Für die Folgejahre wird 
ein wachsendes Aufkommen von 806,9 Mrd. € im Jahr 2019 (Bund: 334,8 Mrd. €) über 
838,9 Mrd. € im Jahr 2020 (Bund: 341,4 Mrd. €) und 873,2 Mrd. € im Jahr 2021 (Bund: 
354,7 Mrd. €) bis hin zu 905,9 Mrd. € im Jahr 2022 (Bund: 367,7 Mrd. €) vorausgeschätzt. 
 
Das Wachstum der Steuereinnahmen wird vor allem durch die Zunahme der gemeinschaftli-
chen Steuern angetrieben. Hierzu tragen insbesondere die aufkommensstarken Steuerarten 
Lohnsteuer und Steuern vom Umsatz bei. Jedoch werden auch für die Körperschaftsteuer 
und die veranlagte Einkommensteuer erhebliche Zuwächse erwartet. 
 
Die Einnahmen aus den Bundessteuern werden im Schätzzeitraum bis 2022 voraussichtlich 
um 14,2 % ansteigen. Allerdings ist der Anstieg durch die Rückzahlung der Einnahmen aus 
der Kernbrennstoffsteuer im Basisjahr 2017 überzeichnet. Nur wenige bedeutende Bundes-
steuern haben größere Zuwächse zu verzeichnen: An erster Stelle steht hier der Solidaritäts-
zuschlag, welcher - gekoppelt an die Zuwächse bei seinen Bemessungsgrundlagen (Lohn- 
und Einkommensteuer; Körperschaftsteuer) - einen starken Zuwachs von + 26,7 % bis 2022 
aufweist. Der Solidaritätszuschlag soll nach dem Koalitionsvertrag ab dem Jahr 2021 stufen-
weise abgesenkt werden. 
 

3.2 Steuerpolitische Maßnahmen 

Mit dem Gesetz zum Erlass und zur Änderung marktordnungsrechtlicher Vorschriften sowie 
zur Änderung des Einkommensteuergesetzes vom 20. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3045) 
wurde eine steuerabschnittsübergreifende Tarifglättungsregelung für die Landwirtschaft 
(§§ 32c, 36 Absatz 2 Nummer 3 EStG) in das Einkommensteuerrecht aufgenommen. Die 
Vorschriften treten in Kraft, wenn die Europäische Kommission (KOM) durch Beschluss 
feststellt, dass die Regelungen entweder keine Beihilfen oder mit dem Binnenmarkt verein-
bare Beihilfen darstellen. Das Notifizierungsverfahren wurde am 19. Dezember 2016 einge-
leitet. Eine Entscheidung der KOM steht noch aus. 
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lien sowie zur Anpassung weiterer steuerlicher Regelungen (Familienentlastungsgesetz - 
FamEntlastG) am 27. Juni 2018 beschlossen. Im steuerlichen Familienleistungsausgleich 
sorgen Kinderfreibeträge und Kindergeld für eine geringere Besteuerung von Familien. 
Um Familien zu stärken und zu entlasten, wird das Kindergeld pro Kind ab 1. Juli 2019 um 
10 € pro Monat erhöht. Zudem steigt der steuerliche Kinderfreibetrag in den Jahren 2019 und 
2020 entsprechend der jeweiligen Jahreswirkung der Kindergelderhöhung. Zur steuerlichen 
Freistellung des Existenzminimums der steuerpflichtigen Bürgerinnen und Bürger und zum 
Ausgleich der kalten Progression werden außerdem der Grundfreibetrag angehoben und die 
Eckwerte des Einkommensteuertarifs für die Veranlagungszeiträume 2019 und 2020 nach 
rechts verschoben. Unter Berücksichtigung der am 6.  Juni 2018 im Bundeskabinett beschlos-
senen vollständig paritätischen Finanzierung des Beitrags zur Gesetzlichen Krankenversiche-
rung ab dem 1. Januar 2019 (GKV-Versichertenentlastungsgesetz), ergäbe sich für eine Dop-
pelverdiener-Familie mit 2 Kindern und einem Gesamtbruttolohn von 60.000 € bei einem 
Zusatzbeitragssatz der Krankenkasse von 1,0 % im Jahr 2019 eine Entlastung um 463 € an 
Steuern und Sozialabgaben. Das entspricht 3,1 % der Steuer- und Abgabenlast. Im Jahr 2020 
erhöht sich die Entlastung auf insgesamt 747 €, was 5,0 % der Steuer- und Abgabenlast ent-
spricht. 
 

C. Personal und Verwaltung 

Das Stellensoll des Bundes beträgt im Jahr 2019 rund 273.396 Planstellen und Stellen. Es ist 
gegenüber dem Stellenbestand des Haushalts 2018 um 6.319 Planstellen und Stellen (im Fol-
genden: Stellen) gestiegen. 
 
Entwicklung 2017 bis 2019: 
 

2017 2018 2019 
258.268 267.077 273.396 

 
In den Bundeshaushalten 2018 und 2019 wurden zusammen insgesamt 15.736 Stellen neu 
ausgebracht. Bei der Ermittlung des Stellensolls sind Kompensationen durch den Wegfall 
von Stellen sowie durch das Wirksamwerden von kw-Vermerken bereits berücksichtigt. 
Der weitaus größte Teil der neuen Stellen (11.345) wurde zur Stärkung der Sicherheit im 
Bereich des BMI und zur Stärkung der Zollverwaltung ausgebracht. Die zusätzlichen Stellen 
werden auch zur Umwandlung von sachgrundlos befristeten Beschäftigungsverhältnissen in 
reguläre Beschäftigungsverhältnisse genutzt. 
 
Die Bundesregierung setzt damit konsequent die politische Vereinbarung im Koalitions-
vertrag um, wonach der Bund in dieser Legislaturperiode 7.500 zusätzliche Stellen in den 
Sicherheitsbehörden schaffen soll. Mit dem vorliegenden Personalhaushalt 2019 werden 
die weiteren Tranchen hierfür zur Verfügung gestellt. 
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Stärkung der Zollverwaltung wie folgt zusammen: 
 

Tatbestand 2018 2019 Gesamt 
Sicherheitspaket 
BMI 

4.291,5 3.098,0 7.390,0 

Stärkung 
Zollverwaltung 

1.440,0 754,5 2.194,5 

 
Zudem wurde bei der Zollverwaltung in den Haushalt 2019 ein neuer Haushaltsvermerk auf-
genommen, nach dem in den Jahren 2021 bis 2026 insgesamt 3.204 zusätzlich ausgebildete 
Anwärterinnen und Anwärter des mittleren und gehobenen Dienstes übernommen werden 
können. 
 
Mit dem Bundeshaushalt 2018 und 2019 sieht die Bundesregierung einen entschlossenen 
Schritt zum Abbau der sachgrundlosen Befristungen in der Bundesverwaltung vor. Dafür 
werden in den Jahren 2018 und 2019 zusammen neue 1.760,5 Stellen ausgebracht. 
 
Im Ergebnis sollten in keiner Behörde der unmittelbaren Bundesverwaltung zukünftig mehr 
als 2,5 % der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit einem ohne Sachgrund befristet 
abgeschlossenen Arbeitsvertrag beschäftigt sein. Die Ressorts sollen die neuen Stellen zum 
Abbau sachgrundlos befristeter Beschäftigungsverhältnisse nutzen und dürfen gemäß der 
haushaltsgesetzlichen Regelung künftig keine weiteren sachgrundlos befristeten Arbeitsver-
träge schließen, wenn die Anzahl der nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz sachgrundlos 
befristeten Arbeitsverträge damit 2,5 % ihres Stellensolls für Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer im jeweiligen Kapitel übersteigen würde. Dazu gehören insbesondere das BMI, das 
BMJV, das BMVI, das BMG und das BMFSFJ, die derzeit noch einen besonders hohen 
Anteil an sachgrundlos befristeten Arbeitsverhältnissen haben. 
 
Bei den für 2018 zum Abbau sachgrundloser Befristung bewilligten Stellen sind keine Stellen 
für das BAMF enthalten, da dort eine Sonderregelung gilt. Um eine kontinuierliche Arbeit des 
Amtes zu gewährleisten, sollen alle derzeit befristet Beschäftigten in Dauerarbeitsverhältnisse 
übernommen werden können. Daher wurden im parlamentarischen Verfahren zum Haushalt 
2018 beim BAMF alle kw-Vermerke gestrichen und 1.300 neue Stellen zum Abbau sach-
grundloser Befristungen sowie zusätzlich weitere 350 Stellen zugestanden. 
 
Für die Mehrausgaben aufgrund der Auswirkungen der Tarif- und Besoldungsrunde 2018 
werden 2019 die bisher als Vorsorge zentral im Einzelplan 60 veranschlagten Ausgaben 
nunmehr bedarfsgerecht in den Einzelplänen veranschlagt. 
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Das Sondervermögen „Energie- und Klimafonds“ (EKF) trägt weiterhin zur notwendigen 
Sichtbarkeit und Verlässlichkeit der Energiewende- und Klimaschutzprogramme bei. Es  
befördert die öffentliche Wahrnehmung der Ausgaben für die Energiewende und den Klima-
schutz, und es erleichtert die Einhaltung der Vorgaben der EU-Emissionshandelsrichtlinie 
über die Verwendung der Einnahmen. 
 
Die europäischen Beschlüsse zur Stärkung des EU-Emissionshandels an der Schwelle zur 
4. ETS-Handelsperiode zeigen offenbar Wirkung. Die Zertifikatspreise haben ein deutlich 
höheres Niveau erreicht. Diese Entwicklung ist unter Wahrung des Vorsichtsprinzips im 
Wirtschafts- und Finanzplan abgebildet. Gleichzeitig waren die deutlich niedrigeren Aukti-
onsmengen zu berücksichtigen, sodass im Ergebnis die Erlöse zunächst sinken. 
 
Der Zuweisungsbetrag aus dem Bundeshaushalt an das Sondervermögen zum Ausgleich 
seines Wirtschaftsplans wird daher im Jahr 2019 nochmals leicht ansteigen und im Finanz- 
planungszeitraum dann langsam zurückgeführt. Die Programmausgaben steigen im Jahr 2019 
mit 4,6 Mrd. Euro auf einen neuen Höchstwert. 
 
Wesentlichster Posten bleiben hierbei die Mittel für die KfW-Programme zur CO2-Gebäude-
sanierung. Außerdem wird das „Aktionsprogramm Saubere Luft 2017-2020“ planmäßig aus-
finanziert. Neue Akzente werden im Bereich der Speicherzellentechnologie und Wärmenetz-
systeme gesetzt. 
 
Insgesamt ergibt sich nachfolgende Linie für den Wirtschaftsplan 2019 und den Finanzplan 
bis zum Jahr 2022: 
 

   Finanzplan 

 Soll 2018 RegE 2019 2020 2021 2022 

 - in Mio. € - 

Einnahmen gesamt 6.007,4 5.876,8 5.639, 0 4.885,3 4.792,4 
darunter      
Erlöse aus dem CO2-
Emissionrechtehandel 

1.592,0 1.213,0 1.441,5 1.725,5 1.903,4 

Bundeszuschuss 2.800,3 3.056,8 2.949,9 2.912,0 2.889,0 
Rücklage 1.615,0 1.606,9 1.247,8 247,7  
Ausgaben 6.007,4 5.876,8 5.639,0 4.885,3 4.792,4 
davon 
Programmausgaben 

4.400,4 4.629,0 5.391,3 5.377,1*) 5.301,0*) 

Rücklage 1.606,9 1.247,8 247,7 -- -- 
         Rundungsdifferenzen sind möglich 
         *) In den Jahren 2021 und 2022 sind Globale Minderausgaben veranschlagt. 
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Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, die Wirkung der eingesetzten Haushaltsmittel 
ständig zu erhöhen. Hierzu wurden gemäß Kabinettentscheidung vom März 2017 themen-
bezogene Haushaltsanalysen (sog. Spending Reviews) zu den Politikbereichen „Beschaffung 
standardisierter Massengüter“ und „Humanitäre Hilfe und Übergangshilfe einschließlich 
der Schnittstellen Krisenprävention, Krisenreaktion, Stabilisierung und Entwicklungszusam-
menarbeit“ durchgeführt. Die beiden Analysen wurden erfolgreich abgeschlossen. Der Len-
kungsausschuss auf Staatssekretärsebene hat am 25. Juni 2018 für beide Themen Handlungs-
empfehlungen ausgesprochen. 
 
Neben der Erhöhung der Effizienz auf der Ausgabenseite ist auch die Sicherung der Einnah-
men des Bundes von großer Bedeutung. Im Rahmen des nächsten Zyklus wird das BMF daher 
beauftragt, gemeinsam mit ausgewählten Ressorts (Bundesministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz -BMJV, BMVg, BMG) bis zum Eckwertebeschluss für den Bundeshaushalt 
2020 im kommenden Jahr eine Spending Review zum Thema „Forderungsmanagement“ 
durchzuführen. Das Ziel der Spending Review ist die Identifikation von für die gesamte 
Bundesverwaltung allgemein gültigen Erfolgsfaktoren für ein leistungsfähiges, effektives 
und prozessorientiertes System der Forderungsbearbeitung. 
 





 

 

  
 

 

Der Finanzplan des Bundes 2018 bis 2022 

Gesamtübersicht 
  

 
Soll 
2018 

Entwurf 
2019 

Finanzplan 
2020 2021 2022 

Mrd. € 
1 2 3 4 5 6 

        
I. Ausgaben ...........................................    343,6 356,8 363,2 369,3 375,5 

 Veränderung ggü. Vorjahr in Prozent ..    +3,9 +3,8 +1,8 +1,7 +1,7 
        

II. Einnahmen .........................................    343,6 356,8 363,2 369,3 375,5 
 Steuereinnahmen ................................    321,3 333,0 333,8 346,8 359,7 
 Nettokreditaufnahme ...........................    - - - - - 

nachrichtlich: 
 

     
 Ausgaben für Investitionen ..................    39,8 37,9 37,9 37,9 37,9 
        

Differenzen durch Rundung möglich 
 



 

 

  

 



 

 

  
 

Bundeshaushalt 2019 

Einzelplanübersicht 

Einnahmen 

  

Einzelpläne 
Soll 

2018 
Entwurf 

2019 
Veränderung 

gegenüber Vorjahr 
Mio. € in Prozent 

1 2 3 4 

01 Bundespräsident und Bundespräsidialamt  .............................    0,19 0,19 -  

02 Deutscher Bundestag  .............................................................    1,81 1,80 -0,2 

03 Bundesrat  ...............................................................................    0,06 0,09 +53,6 

04 Bundeskanzlerin und Bundeskanzleramt  ................................    2,89 3,23 +11,8 

05 Auswärtiges Amt  .....................................................................    160,09 159,85 -0,2 

06 Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat ................    1 135,50 1 126,61 -0,8 

07 Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz  ......    577,34 570,87 -1,1 

08 Bundesministerium der Finanzen  ...........................................    281,08 291,55 +3,7 

09 Bundesministerium für Wirtschaft und Energie  .......................    400,86 448,32 +11,8 

10 Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft  ...........    61,70 64,00 +3,7 

11 Bundesministerium für Arbeit und Soziales  ............................    2 040,44 2 089,92 +2,4 

12 Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur  .......    6 002,94 8 869,71 +47,8 

14 Bundesministerium der Verteidigung  ......................................    486,11 485,90 -  

15 Bundesministerium für Gesundheit  .........................................    93,64 93,27 -0,4 

16 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit ..................................................................    621,77 818,21 +31,6 

17 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend  ....................................................................................    216,11 199,09 -7,9 

19 Bundesverfassungsgericht  .....................................................    0,04 0,04 -  

20 Bundesrechnungshof  ..............................................................    3,75 3,87 +3,1 

21 Die Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die 
Informationsfreiheit  .................................................................    0,04 0,06 +48,8 

23 Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung .............................................................................    968,71 996,04 +2,8 

30 Bundesministerium für Bildung und Forschung  ......................    36,28 36,28 -  

32 Bundesschuld  .........................................................................    1 385,16 1 348,31 -2,7 

60 Allgemeine Finanzverwaltung  .................................................    329 123,50 339 192,80 +3,1 
      

 Insgesamt  343 600,00 356 800,00  
      

Differenzen durch Rundung möglich 
 



 

 

  

 



 

 

  
 

Bundeshaushalt 2019 

Einzelplanübersicht 

Ausgaben 

  

Einzelpläne 
Soll 

2018 
Entwurf 

2019 
Veränderung 

gegenüber Vorjahr 
Mio. € in Prozent 

1 2 3 4 

01 Bundespräsident und Bundespräsidialamt  .............................    41,85 47,37 +13,2 

02 Deutscher Bundestag  .............................................................    973,69 974,86 +0,1 

03 Bundesrat  ...............................................................................    30,44 37,50 +23,2 

04 Bundeskanzlerin und Bundeskanzleramt .................................    3 038,05 3 097,01 +1,9 

05 Auswärtiges Amt  .....................................................................    5 450,63 5 573,39 +2,3 

06 Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat ................    14 133,57 15 063,31 +6,6 

07 Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz  ......    792,35 876,58 +10,6 

08 Bundesministerium der Finanzen  ...........................................    6 554,91 7 179,43 +9,5 

09 Bundesministerium für Wirtschaft und Energie  .......................    8 115,03 8 053,97 -0,8 

10 Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft  ...........    6 019,16 6 245,34 +3,8 

11 Bundesministerium für Arbeit und Soziales  ............................    139 179,76 144 206,16 +3,6 

12 Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur ........    27 852,06 29 003,80 +4,1 

14 Bundesministerium der Verteidigung  ......................................    38 519,57 42 901,28 +11,4 

15 Bundesministerium für Gesundheit  .........................................    15 207,13 15 270,40 +0,4 

16 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit ..................................................................    1 978,82 2 267,08 +14,6 

17 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend  ....................................................................................    10 226,15 10 304,77 +0,8 

19 Bundesverfassungsgericht  .....................................................    30,81 34,34 +11,4 

20 Bundesrechnungshof  ..............................................................    148,78 162,04 +8,9 

21 Die Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die 
Informationsfreiheit  .................................................................    17,77 25,22 +41,9 

23 Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung .............................................................................    9 441,83 9 725,34 +3,0 

30 Bundesministerium für Bildung und Forschung  ......................    17 617,03 18 145,54 +3,0 

32 Bundesschuld  .........................................................................    19 414,05 19 591,19 +0,9 

60 Allgemeine Finanzverwaltung  .................................................    18 816,54 18 014,08 -4,3 
      

 Insgesamt  343 600,00 356 800,00  
      

Differenzen durch Rundung möglich 
 



 

 

  

 




